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Verordnung zur Anpassung chemikalienrechtlicher Vorschriften an die 
Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht 
führen, sowie zur Anpassung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung an Änderungen der Gefahrstoffverordnung 


A. Problem und Ziel 

Ziel der Verordnung ist in erster Linie die Anpassung der Chemikalien-Ozon- 
schichtverordnung (ChemOzonSchichtV) und der Chemikalien Straf- und Buß- 
geldverordnung (ChemStrOWiV) an die Neufassung der Verordnung (EG) 
Nr. 1005/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 
2009 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen. Zusätzlich ist eine 
Anpassung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung an die geän- 
derte Gefahrstoffverordnung erforderlich. 


B. Lösung 

Die Verordnung enthält zunächst Anpassungen an das novellierte EU-Recht. 
Insbesondere werden in der ChemOzonSchichtV nationale Regelungen gestri- 
chen, die nun in das unmittelbar geltende EU-Recht Eingang gefunden haben. 
Neu aufgenommen wird eine Regelung zur Anerkennung von Sachkundenach- 
weisen nach der Chemikalien-Klimaschutzverordnung. Die ChemStrOWiV 
wird an das neue EU-Recht — auch im Hinblick auf die Umsetzung der Richt- 
linie 2008/99/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Novem- 
ber 2008 über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt - angepasst. Schließlich 
werden redaktionelle Folgeänderungen in Anlage 1 des Gesetzes über die Um- 
weltverträglichkeitsprüfung zu Änderungen der GefahrstoffVerordnung vorge- 
nommen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Bund, Länder und Gemeinden verwenden bei der Wahrnehmung ihrer Auf- 
gaben Einrichtungen und Produkte, die in der Verordnung geregelte Stoffe ent- 
halten. Kosten der Haushalte aufgrund der normierten Pflichten werden voraus- 
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sichtlich weitgehend unverändert bleiben, da die Verpflichtungen in das 
EG-Recht verlagert wurden. 

2. Vollzugsaufwand 

Der Vollzug der Verordnung obliegt den Ländern, die nicht mit Mehrkosten be- 
lastet werden. 


E. Sonstige Kosten und Preiswirkungen 

Die Anerkennung der Sachkundebescheinigungen nach der Chemikalien-Kli- 
maschutzverordnung für Zwecke der Chemikalien-Ozonschichtverordnung 
führt zu Minderkosten der Wirtschaft, da sich der Schulungsaufwand verrin- 
gert. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Die Streichung der Dichtheitskontrollpflicht für ortfeste Anlagen in § 4 führt zu 
einer Minderbelastung der Wirtschaft in Höhe von rd. 270 000 Euro (100 000 
Vorgänge/Jahr, fünf Minuten zeitlicher Aufwand pro Vorgang, 32,80 Euro 
durchschnittlich errechneter Stundensatz). 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


//. April 2011 


DIE Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zur Anpassung chemikalienrechtlicher Vorschriften an die Verordnung 
(EG) Nr. 1005/2009 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen, sowie 
zur Anpassung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung an 
Änderungen der Gefahrstoffverordnung 

mit Vorblatt (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 87. Sitzung am 27. Januar 2011 der Verordnung 
zugestimmt. 

Der Bundesrat hat der Verordnung in seiner 881. Sitzung am 18. März 2011 mit 
Änderungsmaßgaben zugestimmt (Änlage 3). 

Die Bundesregierung hat beschlossen, die Änderungsmaßgaben des Bundesrates 
unverändert zu übernehmen. 

Ich bitte, die erneute Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des § 59 des 
Kreislaufwirtschafts- und Äbfallgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG ist 
als Anlage 2 beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Verordnung zur Anpassung chemikalienrechtlicher Vorschriften an die 
Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht 
führen, sowie zur Anpassung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung an Änderungen der Gefahrstoffverordnung^’ ^ 

Vom ... 


Auf Grund 

1. des § 17 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 
Buchstabe a und d des Chemikaliengesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 2. Juli 2008 (BGBl. 1 
S. 1 146), nach Anhörung der beteiligten Kreise, 

2. des § 26 Absatz 1 Nummer 11 Satz 2 und des § 27 Ab- 
satz 1 Nummer 3 Satz 2 des Chemikaliengesetzes, 

3. des § 57 Satz 1 in Verbindung mit § 59 des Kreislauf- 
wirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27. September 
1994 (BGBl. 1 S. 2705), unter Wahrung der Rechte des 
Bundestages, 

4. des § 24 Absatz 1 Nummer 2 und 4 in Verbindung mit 
§ 59 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes nach 
Anhörung der beteiligten Kreise und unter Wahrung der 
Rechte des Bundestages sowie 

5. des § 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung, der durch Artikel 1 1 Nummer Ob 
Buchstabe a des Gesetzes vom 11. August 2010 (BGBl. 1 
S. 1163) geändert worden ist, unter Wahrung der Rechte 
des Bundestages, 

verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Änderung der Chemikalien- 
Ozonsehiehtverordnung 

Die Chemikalien-Ozonschichtverordnung vom 13. No- 
vember 2006 (BGBl. 1 S. 2638), die zuletzt durch Artikel 5 

der Verordnung vom 9. November 2010 (BGBl. 1 S. 1504) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„( 1 ) Diese Verordnung gilt ergänzend zu der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1005/2009 des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 16. September 2009 über 
Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen (ABI. 
L 286 vom 31.10.2009, S. 1), in der jeweils geltenden 
Fassung.“ 


b) ln Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „Bau- und 
Wohnungswesen“ durch die Wörter „Bau und Stadt- 
entwicklung“ und die Wörter „zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2004 (BGBl. 1 
S. 1389)“ durch die Wörter „das zuletzt durch Arti- 
kel 2 Absatz 6 des Gesetzes vom 25. Juni 2009 
(BGBl. 1 S. 1574) geändert worden ist“ ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt gefasst: 

„§2 

Anzeige der Verwendung von Halonen 

Wer nach Maßgabe des Artikels 13 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1005/2009 für die in Anhang VI der 
Verordnung aufgeführten kritischen Verwendungs- 
zwecke Einrichtungen, die Halone enthalten, installiert, 
Halone in Verkehr bringt, verwendet oder lagert oder das 
Inverkehrbringen oder die Verwendung von Halonen ein- 
stellt, hat dies der zuständigen Behörde jährlich zum 
31. März für das vorangegangene Kalenderjahr jeweils 
unter Angabe von Menge und Art der eingesetzten 
Halone sowie der zur Verringerung ihrer Emissionen er- 
griffenen Maßnahmen schriftlich anzuzeigen, soweit 
nicht der zuständigen Behörde diese Angaben bereits auf 
Grund der Berichte gemäß Artikel 27 der Verordnung 
(EG) Nr. 1005/2009 in Durchschrift zugehen oder zuge- 
gangen sind.“ 

3 . § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Für die Rückgewinnung von geregelten Stoffen 
im Sinne von Artikel 3 Nummer 4 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1005/2009 nach Artikel 22 Ab- 
satz 1 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 
ist der Betreiber, sofern ein solcher fehlt, der Be- 
sitzer der Einrichtung oder des Produktes, das 
den geregelten Stoff enthält, verantwortlich.“ 

bb) In Satz 3 werden nach der Angabe „(BGBl. I 
S. 762)“ ein Komma und die Wörter „das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. August 
2010 (BGBl. I S. 1163) geändert worden ist,“ 
eingefügt. 


' Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren 
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Infonnationsgesellschaft (ABI. L 204 vom 
21.7.1998, S. 37), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/96/EG (ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 81) geändert worden ist, sind beachtet worden. 

2 Artikel 2 dieser Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2008/99/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 
über den strafrechtlichen Schutz der Umwelt (ABI. L 328 vom 6.12.2008, S. 28). 
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cc) ln Satz 4 werden die Wörter „zuletzt geändert 
durch Artikel 265 der Verordnung vom 25. No- 
vember 2003 (BGBl. 1 S. 2304)“ durch die Wör- 
ter „die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 9. November 2010 (BGBl. 1 S. 1504) geän- 
dert worden ist“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 werden die Wörter „und Zubereitun- 
gen“ gestrichen. 

bb) ln Satz 2 werden nach der Angabe „(BGBl. 1 
S. 1918)“ ein Komma und die Wörter „die durch 
Artikel 7b der Verordnung vom 20. Oktober 
2006 (BGBl. 1 S. 2298) geändert worden ist,“ 
eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) ln Nummer 1 werden die Wörter „oder Zu- 
bereitungen“ gestrichen. 

bbb) ln Nummer 2 und im Satzteil danach wer- 
den jeweils die Wörter „und Zubereitun- 
gen“ gestrichen. 

bb) ln Satz 2 wird das Wort „fünf ‘ durch das Wort 
„drei“ ersetzt. 

cc) Die Sätze 3 bis 5 werden wie folgt gefasst: 

, Soweit der Betreiber einer Entsorgungsanlage 
nach § 42 des Kreislaufwirtschafts- und Abfall- 
gesetzes in Verbindung mit Teil 3 der Nachweis- 
verordnung vom 20. Oktober 2006 (BGBl. 1 
S. 2298), die durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
19. Juli 2007 (BGBl. 1 S. 1462) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, über die 
Entsorgung geregelter Stoffe im Sinne von Arti- 
kel 3 Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr. 1005/ 
2009 Register zu führen hat, werden die nach 
Satz 1 erforderlichen Aufzeichnungen durch die 
Register nach der Nachweisverordnung ersetzt, 
ln diesem Fall ist bei der Führung des Registers 
nach § 24 Absatz 2 der Nachweisverordnung in 
den in das Register einzustellenden Begleitdoku- 
menten zusätzlich im Feld „Frei für Vermerke“ 
und bei Führung der Register nach § 24 Absatz 4 
und 5 der Nachweisverordnung zusätzlich zur 
Angabe des Abfallschlüssels und der Abfallart 
jeweils der entsorgte Stoff oder die entspre- 
chende Stoffgruppe nach Anhang 1 der Verord- 
nung (EG) Nr. 1005/2009 zu nennen und anzu- 
geben, ob eine Verwertung oder Beseitigung er- 
folgte. Die Bestimmungen zur elektronischen 
Nachweis- und Registerführung nach den §§17 
bis 22 der Nachweisverordnung finden entspre- 
chende Anwendung mit der Maßgabe, dass die 
für die zusätzlichen Angaben nach Satz 4 erfor- 
derlichen Schnittstellen nach § 18 Absatz 1 Satz 2 
der Nachweisverordnung vom Bundesministe- 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit bekannt gegeben werden. ‘ 


4. § 4 wird wie folgt gefasst: 

„§4 

Verhinderung des Austritts in die Atmosphäre; 

Dichtheitsprüfungen; Aufzeichnungs- und 
Aufbewahrungspflicht 

(1) Wer Einrichtungen oder Produkte, die geregelte 
Stoffe im Sinne von Artikel 3 Nummer 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1005/2009 als Kältemittel, Treibmittel in 
Schaumstoffen oder Löschmittel enthalten, betreibt, 
wartet, außer Betrieb nimmt oder entsorgt oder geregelte 
Stoffe als Ausgangsstoff oder Verarbeitungshilfsstoff 
verwendet oder geregelte Stoffe bei der Herstellung an- 
derer chemischer Stoffe unbeabsichtigt erzeugt, hat ein 
Austreten dieser Stoffe mittels der nach Artikel 23 Ab- 
satz 7 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 durch die 
Koiumission festgelegten Techniken oder Praktiken in 
die Atmosphäre zu verhindern. Sofern die Kommission 
eine Technik oder Praktik nicht nach Artikel 23 Absatz 7 
der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 festgelegt hat und 
die Verhinderung des Austretens geregelter Stoffe nach 
dem Stand der Technik nicht möglich ist, ist das Austre- 
ten geregelter Stoffe auf das dem Stand der Technik ent- 
sprechende Maß zu reduzieren. Satz 1 gilt nicht für die 
bestimmungsgemäße Verwendung von Löschmitteln un- 
ter Ausschluss von Übungszwecken. 

(2) Wer Einrichtungen oder Produkte betreibt, die drei 
Kilogramm oder mehr der geregelten Stoffe im Siime 
von Artikel 3 Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr. 1005/ 
2009 als Kältemittel enthalten, hat dafür zu sorgen, dass 
die Einrichtungen oder Produkte regelmäßig fachgerecht 
inspiziert und gewartet werden. Die Häufigkeit der er- 
forderlichen Inspektionen und Wartungen ist abhängig 
vom Alter, der Beschaffenheit und der Größe der betref- 
fenden Einrichtungen und Produkte und muss in einem 
Betriebshandbuch unter Berücksichtigung der vom Her- 
steller gemachten Angaben festgeschrieben sein. Soweit 
nicht Dichtheitskontrollen und Reparaturen nach Arti- 
kel 23 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 
vorgeschrieben sind, hat der Betreiber sicherzustellen, 
dass Einrichtungen und Produkte nach Satz 1 mindestens 
einmal alle zwölf Monate mittels geeigneten Geräts auf 
Undichtigkeiten überprüft und festgestellte Undichtig- 
keiten sofort repariert werden. 

(3) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass über die 
Inspektionen und Wartungen nach Absatz 2 Satz 1 sowie 
die Dichtheitsprüfungen und etwaigen Reparaturen nach 
Absatz 2 Satz 3 im Betriebshandbuch unter Angabe von 
Art und Menge eingesetzter oder rückgewonnener Kälte- 
mittel Aufzeichnungen geführt und der zuständigen Be- 
hörde auf Verlangen vorgelegt werden und dass diese 
Aufzeichnungen sowie die Aufzeichnungen nach Arti- 
kel 23 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 
nach ihrer Erstellung mindestens fünf Jahre lang aufbe- 
wahrt werden. Die §§ 239 und 261 des Handelsgesetz- 
buchs in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungs- 
nummer 4100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch Artikel 6a des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. 1 S. 2512) geändert worden ist, gelten siim- 
gemäß.“ 
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5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Rückgewinnung von geregelten Stoffen 
im Sinne von Artikel 3 Nummer 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1005/2009 nach Artikel 22 Absatz 1 oder 
Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009, die 
Rücknahme solcher Stoffe oder von Gemischen, die 
diese Stoffe mit einem Massengehalt von insgesamt 
mehr als 1 Prozent enthalten nach § 3 Absatz 2, die 
Inspektion und Wartung von sie enthaltenden Ein- 
richtungen oder Produkten nach § 4 Absatz 2 Satz 1 
sowie Dichtheitskontrollen und Reparaturen nach Ar- 
tikel 23 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1005/ 
2009 und § 4 Absatz 2 Satz 3 dürfen nur von Perso- 
nen durchgeführt werden, die 

1 . die erforderliche Sachkunde nachgewiesen haben, 

2. über die hierzu erforderliche technische Ausstat- 
tung verfügen, 

3. zuverlässig sind und 

4. im Falle der Dichtheitskontrollen nach Artikel 23 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 hin- 
sichtlich dieser Tätigkeit keinen Weisungen unter- 
liegen. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 1 dürfen im Fall 
des § 4 Absatz 2 Satz 1 Inspektionen an kältetech- 
nischen Einrichtungen, die keinen Eingriff in den 
Kältemittelkreislauf erfordern, durch Betriebsperso- 
nal durchgeführt werden, welches zuvor durch einen 
Sachkundigen unterwiesen wurde. Über die erfolgte 
Unterweisung wird ein Nachweis ausgestellt, der der 
zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen ist.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein- 
gefügt: 

„4. eine Sachkundebescheinigung für die ent- 
sprechende Tätigkeit nach § 5 Absatz 2 
Satz 1 der Chemikalien-Klimaschutzverord- 
nung vom 2. Juli 2008 (BGBl. I S. 1139), 
die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung 
vom 9. November 2010 (BGBl. I S. 1504) 
geändert worden ist, vorweisen kann oder“. 

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und 
darin werden die Wörter „nach den Nummern 1, 
2 oder 3“ durch die Wörter „nach den Nummern 
1,2,3 oder 4“ ersetzt und Satz 2 gestrichen. 

c) In Absatz 3 Satz I wird das Wort „Zubereitungen“ 
durch das Wort „Gemische“ ersetzt. 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Absatz 1 
Nummer 7 Buchstabe a des Chemikaliengesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 


1 . entgegen § 2 eine Anzeige nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig erstattet, 

2. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 ein Austreten eines 
dort genannten Stoffes nicht verhindert, 

3 . entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 ein Austreten eines 
dort genannten Stoffes nicht reduziert, 

4. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 nicht dafür sorgt, 
dass eine Einrichtung oder ein Produkt inspiziert 
und gewartet wird, 

5 entgegen § 4 Absatz 2 Satz 3 nicht sicherstellt, 
dass eine Einrichtung oder ein Produkt überprüft 
und eine Undichtigkeit repariert wird oder 

6. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 eine dort 
genannte Tätigkeit durchführt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Absatz 1 
Nummer 7 Buchstabe c des Chemikaliengesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 
Absatz 3 Satz 1 nicht sicherstellt, dass eine dort ge- 
nannte Aufzeichnung geführt, vorgelegt und aufbe- 
wahrt wird. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Absatz 1 
Nummer 1 1 Satz 1 des Chemikaliengesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 22 
Absatz 1 oder Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1005/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. September 2009 über Stoffe, die zum 
Abbau der Ozonschicht führen (ABI. L 286 vom 
31.10.2009, S. 1) in Verbindung mit §3 Absatz 1 
Satz 1 oder Satz 2 dieser Verordnung einen geregel- 
ten Stoff, der in einem dort genannten Produkt oder 
in einer dort genarmten Einrichtung oder Vorrichtung 
enthalten ist, nicht zurückgewinnt.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer I werden die Wörter „oder eine dort 
genannte Zubereitung“ gestrichen und das Wort 
„und“ durch das Wort „oder“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird das Wort „fünf‘ durch das 
Wort „drei“ ersetzt. 

7. Die §§ 7 und 8 werden aufgehoben. 

8. § 9 wird § 7 und in der Überschrift das Komma und das 
Wort „Außerkrafttreten“ gestrichen. 


Artikel 2 

Änderung der Chemikalien Straf- und 
Bußgeldverordnung 

Die Chemikalien Straf- und Bußgeldverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Oktober 2005 
(BGBl. I S. 3111), die durch die Verordnung vom 17. Juli 
2007 (BGBl. I S. 1417) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
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1 . § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 

Straftaten nach der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 

Nach § 27 Absatz 1 Nummer 3 Satzteil vor Satz 2, 
Absatz 2 bis 4 des Chemikaliengesetzes wird bestraft, 
wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep- 
tember 2009 über Stoffe, die zum Abbau der Ozon- 
schicht fuhren (ABI. L 286 vom 31.10.2009, S. 1) ver- 
stößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1 . entgegen Artikel 4 einen geregelten Stoff produziert, 

2. entgegen Artikel 5 Absatz 1 einen geregelten Stoff in 
den Verkehr bringt oder verwendet, 

3. entgegen Artikel 5 Absatz 2 einen geregelten Stoff in 
einem Einwegbehälter in den Verkehr bringt, 

4. entgegen Artikel 6 Absatz 1 erster Halbsatz ein Pro- 
dukt oder eine Einrichtung in den Verkehr bringt, 

5. entgegen Artikel 6 Absatz 2 eine Brandschutzeinrich- 
tung oder einen Feuerlöscher mit Halonen einsetzt, 

6. entgegen Artikel 15 Absatz 1 einen geregelten Stoff, 
ein Produkt oder eine Einrichtung einführt, 

7. entgegen Artikel 17 Absatz 1 einen geregelten Stoff, 
ein Produkt oder eine Einrichtung ausführt, 

8. entgegen Artikel 20 Absatz 1 einen geregelten Stoff, 
ein Produkt oder eine Einrichtung aus einem Nicht- 
vertragsstaat einführt oder in einen Nichtvertragsstaat 
ausführt oder 

9. entgegen Artikel 24 Absatz 1 Satz 1 einen neuen 
Stoff produziert, einführt, in den Verkehr bringt, ver- 
wendet oder ausführt. 

Nach Satz 1 Nummer 6 wird nicht bestraft, wer ein Fer- 
tigarzneimittel im Sinne des § 4 Absatz 1 des Arzneimit- 
telgesetzes einführt, sofern die Voraussetzungen des § 73 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Satz 2 sowie Ab- 
satz 3a Satz 1 bis 3 des Arzneimittelgesetzes erfüllt sind, 
das Arzneimittel im Einzelfall der Behandlung einer le- 
bensbedrohlichen Erkrankung dient und ein gleichwerti- 
ges, nach dem Arzneimittelgesetz zugelassenes oder als 
zugelassen geltendes Arzneimittel nicht verfügbar ist.“ 

2. § 2 wird aufgehoben. 

3. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Ordnungswidrigkeiten nach der Verordnung 
(EG) Nr. 1005/2009 

Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Absatz 1 Num- 
mer 1 1 Satzteil vor Satz 2 des Chemikaliengesetzes han- 
delt, wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 ver- 
stößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Satz 2 die Übertragung 
des dort genannten Rechts der Kommission nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
mitteilt. 


2. entgegen Artikel 22 Absatz 2 erster Halbsatz einen 
geregelten Stoff oder ein Produkt nicht mit Hilfe ei- 
ner in Anhang Vll zugelassenen Technologie zer- 
stört, 

3. entgegen Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 1 nicht ge- 
währleistet, dass eine ortsfeste Anlage oder ein Sys- 
tem rechtzeitig auf Undichtigkeit überprüft oder eine 
entdeckte Undichtigkeit rechtzeitig repariert wird, 

4. entgegen Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 2 eine Ein- 
richtung oder eine Vorrichtung nach der Reparatur ei- 
ner Undichtigkeit nicht oder nicht rechtzeitig auf eine 
erneute Undichtigkeit überprüft, 

5. entgegen Artikel 23 Absatz 3 eine dort genannte Auf- 
zeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
führt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig der zuständigen Behörde oder der 
Kommission zur Verfügung stellt, 

6. entgegen Artikel 27 Absatz 1 dort genarmte Daten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vor- 
geschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermit- 
telt oder 

7. entgegen Artikel 27 Absatz 7 über die Art der Ver- 
wendung, die verbrauchte, gelagerte, rezyklierte, auf- 
gearbeitete oder zerstörte Menge oder die dort ge- 
nannte Menge an Produkten und Einrichtungen nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge- 
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig berichtet.“ 


Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die 
U mweltverträgliehkeitsprüfung 

ln den Nummern 9.5 und 9.6 der Anlage 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. 1 S. 94), 
das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August 2010 
(BGBl. 1 S. 1163) geändert worden ist, werden jeweils die 
Wörter „Anhang V Nummer 2“ durch die Wörter „Anhang 1 
Nummer 5“ ersetzt. 


Artikel 4 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit kann den Wortlaut der Chemika- 
lien-Ozonschichtverordnung in der vom Inkrafttreten dieser 
Verordnung an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be- 
karmt machen. 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Noraienkontrollrat hat den Entwurf auf Büro- 
kratiekosten, die durch Informationspflichten begründet 
werden, geprüft. 

Durch das Regelungsvorhaben werden zwei Informations- 
pflichten der Wirtschaft gestrichen, was rechnerisch zu 
einer Entlastung der Wirtschaft um rund 270 000 Euro 
führt. Faktisch wird keine Entlastung eintreten, da die Infor- 
mationspflichten jetzt europarechtlich fortgeführt werden. 
Darüber hinaus wird eine Informationspflicht modifiziert, 
was zu einer marginalen Entlastung von unter 1 0 000 Euro 
führt. 

Darüber hinaus wird eine Informationspflicht für die Ver- 
waltung gestrichen, was aber ebenfalls nur marginale Aus- 
wirkungen hat. 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkung auf Informa- 
tionspflichten der Bürgerinnen und Bürger. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat keine Bedenken gegen 
das Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Beschluss des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 881. Sitzung am 18. März 2011 
beschlossen, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des 
Grundgesetzes nach Maßgabe der sich aus der Anlage erge- 
benden Änderungen zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage ersichtliche 
Entschließung gefasst. 

Änderungen 

und 

Entschließung 

zur 

Verordnung zur Anpassung chemikalienrechtlicher 
Vorschriften an die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 
über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht fuhren, 
sowie zur Anpassung des Gesetzes über die Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung an Änderungen der Gefahrstoff- 
verordnung 

A. Änderungen 

1. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe aa (§ 3 Absatz 1 Satz 1 ChemOzonSchichtV) 

ln Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
ist § 3 Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Für die Rückgewiimung von geregelten Stoffen im 
Sinne von Artikel 3 Nummer 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1005/2009 nach Artikel 22 Absatz 1 und 4 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1005/2009 ist der Betreiber, sofern ein 
solcher fehlt, der Besitzer der Einrichtung oder des Pro- 
duktes, das den geregelten Stoff enthält, verantwortlich.“ 

Begründung 

Der Begriff des Betreibens entstammt der Verordnung 
(EG) Nr. 1005/2009 und wird analog auch im Anlagen- 
recht verwendet. Die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 
verpflichtet den Betreiber, beispielsweise von Kälte- und 
Klimaanlagen, zu Dichtigkeitskontrollen und erforderli- 
chen Reparaturen. Im Sinne einer durchgehenden Ver- 
wendung des Begriffs sollte in der vorliegenden Verord- 
nung auch der Begriff des Betreibers verwendet werden. 
Die Verantwortung für die Rückgewinnung liegt damit 
auch bei dem Betreiber. Für den Fall, dass ein Betreiber 
fehlt, wird der Rückgriff auf den Besitzer ennöglicht. 
Durch den Rückgriff wird der Rückgewinnung aus still- 
gelegten Anlagen wie auch aus Einrichtungen und Pro- 
dukten aus Artikel 22 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1005/2009 der Besitzer als Verantwortlicher zugeordnet. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 4 Absatz 2 Satz 3 
ChemOzonSchichtV) 

ln Artikel 1 Nummer 4 ist in § 4 Absatz 2 Satz 3 das 
Wort , jährlich“ durch die Wörter „alle zwölf Monate“ zu 
ersetzen. 


Begründung 

Klarstellung des Gewollten und Anpassung an den Wort- 
laut der Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 und der Vor- 
schriften zu fluorierten Treibhausgasen. Nach der For- 
mulierung in der Verordnung „einmal jährlich“ könnte 
das Inspektionsintervall auch über zwölf Monate liegen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 4 Absatz 3 Satz 1 
ChemOzonSchichtV) 

ln Artikel 1 Nummer 4 sind in § 4 Absatz 3 Satz 1 die 
Wörter „Artikel 23 Absatz 2“ durch die Wörter „Arti- 
kel 23 Absatz 3“ zu ersetzen. 

Begründung 

Redaktionelle Änderung. 

ln der Verordnung wird der falsche Absatz in Bezug ge- 
nommen. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buebstabe a (§ 5 Absatz 1 
Satz 1 und 2 ChemOzonSchichtV) 

ln Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a ist § 5 Absatz 1 wie 
folgt zu ändern: 

a) ln Satz 1 sind die Wörter „Inspektion, Wartung und 
Reparatur“ durch die Wörter „Inspektion und War- 
tung“ und ist die Angabe „§ 4 Absatz 1“ durch die 
Wörter „§ 4 Absatz 2 Satz 1“ zu ersetzen. 

b) ln Satz 2 ist die Angabe „§ 4 Absatz 1“ durch die An- 
gabe „§ 4 Absatz 2 Satz 1“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es wird eine Richtigstellung dahin vorgenommen, dass 
bei der Regelung zur Inspektion und Wartung nicht auf 
§ 4 Absatz 1, sondern auf § 4 Absatz 2 Satz 1, in dem 
die Pflicht zur Inspektion und Wartung geregelt ist, Be- 
zug genommen wird. Dagegen wird in Absatz 1 ledig- 
lich geregelt, dass derjenige, der eine entsprechende Ein- 
richtung/Anlage betreibt, wartet, außer Betrieb nimmt 
oder entsorgt, das Austreten von geregelten Stoffen in 
die Atmosphäre zu verhindern hat. ln Zusammenhang 
mit der Änderung wird auch das Wort „Reparatur“ ge- 
strichen, da § 4 Absatz 2 Satz 1 auf Inspektion und War- 
tung abstellt. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe bb (§ 5 Absatz 2 Nummer 4 ChemOzonSchichtV) 

ln Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
ist § 5 Absatz 2 Nummer 4 wie folgt zu fassen: 

„4. eine Sachkundebescheinigung für die entsprechende 
Tätigkeit nach § 5 Absatz 2 Satz 1 der Chemika- 
lien-Klimaschutzverordnung vom 2. Juli 2008 
(BGBl. 1 S. 1139), die zuletzt durch Artikel 4 der Ver- 
ordnung vom 9. November 2010 (BGBl. 1 S. 1504) 
geändert worden ist, vorweisen kann oder“. 
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Begründung 

Vereinfachung der Regelung zur besseren Lesbarkeit. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe ec (§ 5 Absatz 2 Nummer 5 ChemOzonSchichtV) 

ln Artikel 1 Nummer 5 ist Buchstabe b Doppelbuchstabe 
ec wie folgt zu fassen: 

,cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und darin 
werden die Wörter „nach den Nummern 1, 2 oder 3“ 
durch die Wörter „nach den Nummern 1, 2, 3 oder 4“ 
ersetzt und Satz 2 gestrichen. ‘ 

Begründung 

Die Regelung wird um die in der Verordnung neu einge- 
fügte Nummer 4 ergänzt. Auch ein der Sachkundebe- 
scheinigung nach § 5 Absatz 2 Satz 1 der Chemika- 
lien-Klimaschutzverordnung entsprechendes in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 
oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum erworbenes Zertifikat ist 
hier mit zu berücksichtigen. 


B. Entschließung 

1 . Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, unverzüglich 
Sanktionen für Verstöße gegen die Beschränkungen und 
Verbote nach Anhang XVII der REACH- Verordnung 
festzulegen. Hierbei ist zumindest der Rechtszustand 
wiederherzustellen, der vor Einführung des Anhanges 
XVII zur REACH- Verordnung für Verstöße gegen den 
Anhang zu § 1 der Chemikalien- Verbotsverordnung galt. 

Es sollte insbesondere gemäß § 27 Absatz 1 Nummer 3 
Satz 1, Absatz 2 bis 4 des Chemikaliengesetzes bestraft 
werden, wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulas- 
sung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) 
(ABI. L 136 vom 30.12.2006, S. 1) verstößt, indem er 
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Artikel 67 in Verbin- 
dung mit Anhang XVII, ausgenommen die Nummern 4, 7 
bis 11, 18a, 27, 43, 5 1,52 und 54 bis 59 einen dort genann- 
ten Stoff, ein Gemisch oder ein Erzeugnis in den Verkehr 
bringt. 

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, baldmög- 
lichst den § 4 der Chemikalien Straf- und Bußgeldver- 
ordnung (ChemStrOWiV) an die neue Verordnung (EG) 
Nr. 689/2008 über die Aus- und Einfuhr gefährlicher 
Chemikalien anzupassen. 
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